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(Mr. 13556.) Verordnung über die Einführung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Reichs⸗ 
heimſtättengeſetz im Gebiet des ehemaligen Freiſtaats Waldeck. Vom 17. Dezember 1930. 
Auf Grund des Artikels 2, $ 13 Abf. 2 des zwiſchen Preußen und Waldeck über die Ver- 
einigung Waldecks mit Preußen am 23. März 1928 abgeſchloſſenen Staatsvertrags in Verbindung 
mit § 2 des Geſetzes über die Vereinigung des Freiſtaats Waldeck mit dem Freiſtaate Preußen vom 
25. Juli 1928 (Geſetzſamml. S. 179) wird folgendes verordnet: 
Das Ausführungsgeſetz zum Reichsheimſtättengeſetz vom 18. Januar 1924 (Geſetzſamml. 
S. 49) wird mit den dazu ergangenen Ausführungsvorſchriften im Gebiet des ehemaligen Frei⸗ 
ſtaats Waldeck mit Wirkung vom 1. Januar 1931 ab in Kraft geſetzt. 


Berlin, den 17. Dezember 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſ che Staatsminiſterium. . 


Brawn. Sedering. OT bef er. 


(Rr. 13557.) Verordnung über die Bildung von Betriebsvertretungen nach dem Betriebsrätegeſetze vom 
4. Februar 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 147) in der preußiſchen Juſtizverwaltung. Vom 
23. Dezember 1930. 

Auf Grund des $ 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 147) 
und Artikel 2 der Verordnung zur Ausführung des Betriebsrätegeſetzes vom 8. März/25. September 
1920 (Geſetzſamml. S. 57/429) wird nach Verhandlung mit den beteiligten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
einigungen der Arbeitnehmer folgendes verordnet: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
SL, 


Die dem Juſtizminiſter unterftellten Behörden (Betriebe) und die dem Juſtizminiſter und 
dem Miniſter für Handel und Gewerbe gemeinſam unterſtellten Arbeitsgerichtsbehörden werden 
zur Bildung von Einzelbetriebsvertretungen, Bezirksbetriebsräten und eines Hauptbetriebsrats 
zuſammengefaßt. ; 

§ 2. 
Als Betriebe im Sinne des Betriebsrätegeſetzes und dieſer Verordnung gelten: 
das Juſtizminiſterium, das Kammergericht, die Oberlandesgerichte, die Staatsanwalt⸗ 
ſchaften bei den Oberlandesgerichten, die Strafvollzugsämter, die Landgerichte, die Staats⸗ 
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anwaltſchaften, die Amtsgerichte, die hauptamtlichen Arbeitsgerichte, die Amtsanwalt⸗ 
ſchaften, die beſonderen Gefangenanſtalten. 


§ 3. 

Die Rechte und Pflichten des Staates als Arbeitgeber, ſoweit ſie ſich unmittelbar aus 
dem Betriebsrätegeſetz ergeben, übt der Vorſtand der Behörde aus (vgl. $ 14 Abſ. 1 Ziffer 2 daſ.). 
Er iſt befugt, Beamte der Behörde als beſondere Vertreter zu beſtellen. Für bürgerliche Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, die aus einem Arbeitsverhältniſſe hervorgehen, gelten die beſtehenden allgemeinen 
Beſtimmungen über die Vertretung des Preußiſchen Fiskus (Juſtizverwaltung) in dieſen 
Streitigkeiten. 

S 4. 

Arbeitnehmer im Sinne des Betriebsrätegeſetzes ſind in der Regel Arbeiter und Angeſtellte, 

die bei einer der im § 2 bezeichneten Behörde beſchäftigt find. 


II. Aufbau der Betriebsvertretungen. 


§ 5. 
Als Einzelbetriebsvertretungen werden örtliche Betriebsvertretungen (Betriebsräte, 
Betriebsobleute) gebildet; daneben werden Bezirksbetriebsräte und ein Hauptbetriebsrat eingerichtet. 


§ 6. 

(J) Bei jeder Behörde (§ 2), welche die im Betriebsrätegeſetze vorgeſehene Mindeſtzahl von 
Arbeitnehmern beſchäftigt, wird eine örtliche Betriebsvertretung gebildet. 

(2) Sit nach der Zahl der Arbeitnehmer bei einer Behörde eine örtliche Betriebsvertretung 
nicht zu bilden, ſo kann der Juſtizminiſter — bei Beteiligung einer Arbeitsgerichtsbehörde im 
Einvernehmen mit dem Miniſter für Handel und Gewerbe — nach Benehmen mit dem Haupt⸗ 
betriebsrate beſtimmen, daß für dieſe Behörde und eine oder mehrere nahegelegene eine gemeinſame 
örtliche Betriebsvertretung zu bilden iſt. 

(3) Bei Dienſtſtellen, bei denen die Betriebsvertretung nur aus einem Betriebsobmanne 
beſteht oder keine Betriebsvertretung vorhanden iſt, iſt auf den Antrag des Obmanns oder des 
einzelnen Arbeitnehmers der Bezirksbetriebsrat zur Annahme von Einſprüchen gegen die Kündigung 
von Arbeitnehmern nach § 84 des Betriebsrätegeſetzes befugt. Für die Weiterverfolgung des 
Anſpruchs findet § 86 des Betriebsrätegeſetzes ſinngemäß Anwendung. ’ 


ST. 

Zur Vertretung der bei den Provinzial⸗ und Lokalbehörden befchäftigten Arbeitnehmer 
wird für jeden Oberlandesgerichts⸗(Kammergerichts⸗) bezirk bet dem Oberlandesgericht (Kammer⸗ 
gericht) ein Bezirksbetriebsrat gebildet. 

§ 8. 


Zur Vertretung aller im Bereich der Juſtizverwaltung beſchäftigten Arbeitnehmer wird 
bei dem Juſtizminiſterium ein Hauptbetriebsrat gebildet. 


III. Zuſammenſetzung. 
SE 
Die Zuſammenſetzung der Einzelbetriebsvertretungen beſtimmt ſich nach den Vorſchriften 
des Betriebsrätegeſetzes. 
: § 10. 
Die Bezirksbetriebsräte bei den Oberlandesgerichten beſtehen aus je drei Mitgliedern, 
der Bezirksbetriebsrat bei dem Kammergerichte beſteht aus fünf Mitgliedern. 
§ 11. 5 
Der Hauptbetriebsrat beſteht aus ſieben Mitgliedern. 
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§ 12. 
Sowohl die Arbeiter wie die Angeſtellten müſſen durch mindeſtens einen Vertreter in 
den Bezirksbetriebsräten und im Hauptbetriebsrat vertreten ſein; § 6 des Betriebsrätegeſetzes 
findet auf dieſe Betriebsvertretungen keine Anwendung. 


§ 13. 
Zur Führung der laufenden Geſchäfte wählen der Bezirksbetriebsrat bei dem Kammer⸗ 
gericht und der Hauptbetriebsrat aus ihrer Mitte je einen geſchäftsführenden Ausſchuß von drei 
Mitgliedern, deren Beſchäftigungsort möglichſt Berlin fein ſoll. 


§ 14. 
Bei der Zuſammenſetzung der Betriebsvertretungen ſollen die verſchiedenen Berufsgruppen 
der beſchäftigten männlichen und weiblichen Arbeitnehmer nach Möglicheit berückſichtigt werden. 


IV. Die Wahl. 


8 15. 


Die Wahl zu den Einzelbetriebsvertretungen beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des 
Betriebsrätegeſetzes. E 


§ 16. 

(1) Zur Wahl der Bezirksbetriebsräte bilden die Arbeitnehmer der einzelnen Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirke, zur Wahl des Hauptbetriebsrats bilden alle Arbeitnehmer im Bereich der Juſtiz⸗ 
verwaltung (§ 2) je einen Wahlkörper. Sie wählen die Mitglieder der Bezirksbetriebsräte und 
des Hauptbetriebsrats aus ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen 
der Verhältniswahl. 

(2) Die Wahl der Mitglieder der Bezirksbetriebsräte und des Hauptbetriebsrats findet in 
demſelben Wahlgange mit der Wahl zu den Einzelbetriebsvertretungen ſtatt. 

(3) Wiederwahl iſt zuläſſig. 

§ 17. 

(1) Die Leitung der Wahl der Bezirksbetriebsräte liegt in der Hand der von den Bezirks⸗ 
betriebsräten, die Leitung der Wahl des Hauptbetriebsrats liegt in der Hand eines vom Haupt⸗ 
betriebsrat zu wählenden, aus drei wahlberechtigten Arbeitnehmern beſtehenden Wahlvorſtandes. 
Der Wahlvorſtand beſtimmt ſeinen Vorſitzenden ſelbſt und führt die Wahl nach der Wahl: 
ordnung durch. 

(2) Die Leitung der erſten Wahl zu den Bezirksbetriebsräten liegt in der Hand der von den 
Oberlandesgerichtspräſidenten (Kammergerichtspräſidenten) zu berufenden Wahlvorſtände, die aus 
fünf von den bei den Verhandlungen über dieſe Verordnung beteiligten wirtſchaftlichen Vereini⸗ 
gungen vorzuſchlagenden Arbeitnehmern beſtehen. 

(3) Nach Abf. 2 tft auch im Falle des $ 23 Abſ. 2 des Betriebsrätegeſetzes zu verfahren 
mit der Maßgabe, daß den Wahlvorſtand für die Hauptbetriebsratswahl gegebenenfalls der Juſtiz⸗ 
miniſter beſtimmt. 

§ 18. 
Die Wahlvorſtände haben die Mitglieder der Bezirksbetriebsräte und des Hauptbetriebsrats 


ſpäteſtens vier Wochen nach ihrer Wahl zur Vornahme der nach § 26 des Betriebsrätegeſetzes 
erforderlichen Wahl zuſammenzuberufen. 


8 19. 


(1 Die Wahlzeit aller Betriebsvertretungen beträgt ein Jahr. Sie beginnt mit dem 
1. April eines Jahres und endet mit dem 31. März des nächſten Jahres. 
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(2) Sit während der Wahlzeit zu einer Neuwahl zu ſchreiten, fo findet dieſe für den Reſt 
der Wahlzeit ſtatt. 

(8) Nach Ablauf der Wahlzeit bleiben die Mitglieder der Betriebsvertretungen noch bis 
zum Zuſammentritt der neugewählten Betriebsvertretungen im Amte. 


V. Zuſtändigkeit. 
§ 20. 
Die Einzelbetriebsvertretung iſt im Rahmen der ihr durch das Betriebsrätegeſetz gewährten 


Befugniſſe zuſtändig für Angelegenheiten, die aus dem örtlichen Arbeitsverhältnis entſpringen 
und nicht über den Bereich der Betriebsvertretung hinaus von Bedeutung ſind. 


§ 21. 

(1) Der Bezirksbetriebsrat ift zuſtändig für Angelegenheiten, die über den Bereich einer 
Einzelbetriebsvertretung, nicht aber über den Bereich des Bezirksbetriebsrats hinaus von Be⸗ 
deutung ſind. . 5 

(2) Der Bezirksbetriebsrat iſt ferner zuſtändig für die Annahme von Einſprüchen gegen 
die Kündigung von Arbeitnehmern nach § 6 Abj. 3 ſowie für Angelegenheiten, die ihm vom 
Oberlandesgerichtspräſidenten (Kammergerichtspräſidenten), Generalſtaatsanwalt oder Präſidenten 
des Strafvollzugsamts zur Behandlung überwieſen werden. 


: § 22. 

() Der Haupibetriebsrat iſt zuſtändig für Angelegenheiten, die über den Bereich eines 
Bezirksbetriebsrats hinaus von Bedeutung ſind, ſowie für ſolche, die von allgemeiner oder grund⸗ 
ſätzlicher Bedeutung ſind. 5 HER 

(2) Er iſt ferner zuftändig für Angelegenheiten, die ihm vom Juſtizminiſter zur Behandlung 
überwieſen werden. } 
§ 23. 
Ob eine Angelegenheit über den Bereich einer Einzelbetriebsvertretung oder eines Bezirks⸗ 
betriebsrats hinaus von Bedeutung iſt, entſcheidet im Streitfalle der Juſtizminiſter nach Benehmen 
mit dem Hauptbetriebsrate. 


VI. Schlußbeſtimmung. 
§ 24. 


Der Juſtizminiſter und der Miniſter für Handel und Gewerbe werden ermächtigt, nach 
Verhandlung mit den beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zu dieſer Verordnung, insbeſondere die Wahlordnung, zu erlaſſen. 


§ 25. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1931 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkte 


verliert die Verordnung vom 17. Dezember 1928 (Geſetzſamml. S. 215) ihre Bedeutung. 


Berlin, den 23. Dezember 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schreiber. Schmidt. 
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(Nr. 13558.) Siebente Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus Pfandbriefen und Schuld⸗ 
verſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten, von Stadtſchaften, 
Pfandbrieſämtern und gleichartigen öffentlich⸗rechtlichen Kreditanſtalten für den ſtädtiſchen 
Grundkredit und von Landeskultur⸗Rentenbanken. Vom 10. Dezember 1930. 

Die im Artikel II der Fünften Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus 
Pfandbriefen und Schuldverſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten, von 
Stadtſchaften, Pfandbriefämtern und gleichartigen dffentlich-rechtlichen Kreditanſtalten für den 
ſtädtiſchen Grundkredit und von Landeskultur⸗Rentenbanken vom 10. Juni 1929 (Geſetzſamml. 
S. 76) beſtimmte Friſt wird hinſichtlich der Anſprüche aus Pfandbriefen und ſonſtigen Schuld⸗ 
verſchreibungen der Weſtpreußiſchen Landſchaft, der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft und der 
Deutſchen Pfandbriefanſtalt in Poſen, Sitz Berlin, bis zum 31. Dezember 1931 verlängert. 


Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1931 in Kraft. 


Berlin, den 10. Dezember 1930. 


Der Preußiſche Miniſter für Dier Preußiſche 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Steiger. ’ Hirtſiefer. 
Der Preußische Finanzminiſter. Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Höpker Aſchoff. Schmidt. 


(Nr. 13559.) Sechſte (Preußiſche) Verordnung zur Durchführung der Aufwertung der Sparguthaben. 
Vom 20. Dezember 1930. 


Auf Grund des § 58 des Geſetzes über die Aufwertung von Hypotheken und anderen An⸗ 
ſprüchen (Aufwertungsgeſetz vom 16. Juli 1925, — Reichsgeſetzbl. I S. 117 —) wird folgendes 
angeordnet: | E 5 


Si, 


Die Aufwertung der Sparguthaben erfolgt bei allen öffentlichen oder unter Staatsaufficht 
ſtehenden Sparkaſſen Preußens ohne Bildung einer Teilungsmaſſe und ohne Beſtellung eines 
Treuhänders einheitlich für jede Provinz zu folgenden Vomhundertſätzen des Goldmarkbetrags 
der Sparguthaben: d 7 1 0 : 

a) 17 vom Hundert für die Provinzen Brandenburg und Stadt Berlin, Schleswig⸗Holſtein, 

Heſſen⸗Naſſau, : 

D) BLS Ss at in für die Provinz Hannover, 

LSD „ für die Provinz Niederſchleſien, 

ANA iy für die Provinz Sachſen, 

99215 „ de für die Proving Pommern, 

D 5 für die Rheinprovinz und den Regierungsbezirk Sigmaringen, 

3 i, für die Provinzen Oſtpreußen und Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen, 

h) 26,0 „ „ für die Provinz Weſtfalen, 

DR pa für die Provinz Oberſchleſien. 


§ 2. 

Zum Zwecke der Aufbringung der im § 1 genannten provinziellen Einheitsſätze wird für 
jede Provinz ein Sparkaſſenausgleichsſtock gebildet; für die Provinzen Oſtpreußen und Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen ſowie für die Rheinprovinz und den Regierungsbezirk Sigmaringen wird 
je ein gemeinſamer Ausgleichsſtock gebildet. 
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§ 3. 

() Sparkaſſen, bei denen das aufgewertete Sparkaſſenvermögen ihre Aufwertungsverbindlich⸗ 
keiten überſteigt, ſind verpflichtet, den überſchießenden Betrag dem Sparkaſſenausgleichsſtock ihrer 
Provinz zuzuführen. 

(2) Sparkaſſen, bei denen das aufgewertete Sparkaſſenvermögen nicht ausreicht, um den 
für ihre Provinz feſtgeſetzten Aufwertungsſatz zu erſtellen, erhalten aus dem Sparkaſſenausgleichs⸗ 
ſtocke die erforderlichen Zuſchüſſe. 


§ 4. 
Die nach Abführung der Zuſchüſſe an einzelne Sparkaſſen (§ 3 Abſ. 2) in dem Sparkaſſen⸗ 
ausgleichsſtocke noch verbleibenden Beträge ſind zur Milderung beſonderer, ſich in einzelnen Fällen 
ergebender Härten zu verwenden. ; 


§ 5. 
Zur Deckung von Verwaltungskoſten darf weder das aufgewertete Sparkaſſenvermögen noch 
der einzelne Sparkaſſenausgleichsſtock in Anſpruch genommen werden. 


§ 6. 

Olt vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung die Aufwertungsſchuld aus einem aufgewerteten 
Sparguthaben ganz oder teilweiſe erfüllt worden, ſo gilt das Sparguthaben gleichwohl in Anſehung 
des Unterſchieds zwiſchen dem damals und dem jetzt zu zahlenden Aufwertungsbetrag als fort⸗ 
beſtehend. 

§ 7. 

(1) Die aufgewerteten Sparguthaben find vom 1. Januar 1931 ab zu dem jeweiligen 
Höchſtſatze, den die betreffende Sparkaſſe für ſogenannte Kündigungsſpargelder gewährt, zu verzinſen. 

(2) Die Gläubiger können die Auszahlung der Zinſen zum Ende eines jeden Kalenderjahrs 
verlangen, ſofern die Zinſen eine Reichsmark oder mehr betragen. 


§ 8. 

(1) Vom 1. Januar 1931 ab können die Gläubiger den gleichen Betrag ihrer aufgewerteten 
Sparguthaben wie im Jahre 1930 nach näherer Maßgabe der Satzungsbeſtimmungen der be⸗ 
treffenden Sparkaſſe kündigen. 

(2) Den Zeitpunkt, zu dem die Gläubiger weitere Teile des Sparguthabens kündigen 
können, beſtimmt der Miniſter des Innern. 

(3) Gläubiger, deren aufgewertetes Sparguthaben den Betrag von 100 AM. nicht überſteigt, 
ſind berechtigt, vom 1. Januar 1931 ab den vollen Betrag zu kündigen. 


§ 9. 
Die näheren Beſtimmungen über die Durchführung dieſer Verordnung, insbeſondere über 
die Bildung, Verwaltung und Verteilung der einzelnen Sparkaſſenausgleichsſtöcke (§§ 2 und 3) 
ſowie über die Berückſichtigung von Härtefällen (§ 4), trifft der Miniſter des Innern. 


§ 10. 
(1) Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1931 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig werden die entgegenſtehenden Beſtimmungen der bisherigen (Preußiſchen) 
Verordnungen zur Durchführung der Aufwertung der Sparguthaben außer Kraft geſetzt. 


Berlin, den 20. Dezember 1930. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Severing. 
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Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Auguſt 1930 

über die Übertragung des den Vereinigten Elektrizitätswerken Weſtfalen, G. m. b. H. in 
Dortmund, durch Erlaß vom 8. Mai 1930 verliehenen Enteignungsrechts für den Bau 
einer 220 000 Volt⸗Leitung in doppelter Maſtenreihe mit je doppelter Leitung vom Ge⸗ 
meinſchaftswerk Hattingen nach dem Gerſteinwerk auf die Vereinigten Elektrizitätswerke 
Weſtfalen, Aktiengeſellſchaft in Dortmund, 

durch die Amtsblätter der Regierung in Arnsberg Nr. 42 S. 197, ausgegeben am 18. Oktober 

1930, und der Regierung in Münſter Nr. 44 S. 187, ausgegeben am 1. November 1930; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. November 1930 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Reſtkreis Merzig⸗Wadern für den Bau 
einer Kreisſtraße von Wadern über Wadrill bis zur Kreisgrenze ſüdlich der Grimburg 


durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 49 S. 137, ausgegeben am 6. Dezember 1930. 


Cee A AR A AA AA 2 TE 
erausgegeben vom Preußiſchen Staatsminiſterium. — Gedruckt von der Preußiſchen Druckerei und 
: id EE eA ey Berlin. , 
Verlag: R. von Deder’s Verlag, G. Schenck, Berlin WI, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 
Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten (Bezugspreis 1,05 RM. vierteljährlich); 


einzelne Nummern und Jahrgänge (auch ältere) können unmittelbar vom Verlage und durch den Buchhandel bezogen werden. 
Preis für den achtſeitigen Bogen 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10—40 v. H. Preisermäßigung. 


bfiguas 


er 


DH 
ee 


